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Mittelstandsumfrage: Unternehmen verlangen

Subventionsabbau
Umfrage von BDI, IKB und Ernst &

Young

* Deutsche Mittelständler sind wieder
zuversichtlicher. Das ergab auch eine
Umfrage des Instituts für Mittelstands-
forschung Bonn im Auftrag des Bun-

desverbands der Deutschen Industrie

(BDI), der Mittelstandsbank IKB und
der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Ernst & Young. Befragt wurden die
Geschäftsführungen von 1012 mittel-
ständischen Unternehmen. Die Grund-
stimmung ist demnach zwar noch immer
negativ. Seit dem Frühjahr hat sich die
Lagebeurteilung jedoch erheblich ver-
bessert; außerdem erwarten die Firmen
für die kommenden zwölf Monate eine
weitere Aufhellung. Die Meinungsfor-
scher fragen zwar ab, wie die Unterneh-
men die wirtschaftspolitischen Rahmen-
bedingungen beurteilen, tatsächlich ist
der Umfragewert tendenziell aber ein
Stimmungsindikator, weil viele Mana-
ger in ihren Antworten auch die kon-
junkturelle Lage berücksichtigen. Die
Umfrage wurde zwischen Anfang Sep-
tember und Anfang Oktober durchge-
führt, die Ergebnisse der Bundestags-

wahl sind daher nur teilweise eingeflos-
sen.
Firmen hoffen auf weniger Staatsaus-

gaben ...

* Die Verschuldung der öffentlichen
Haushalte soll im Verlauf der Wirt-
schafts- und Finanzkrise auf zwei Billio-
nen Euro steigen. Der überwiegende
Teil der Firmen erwartet, dass die neue
Bundesregierung darauf mit Ausgaben-
kürzungen reagiert: 96 Prozent der
Befragten glauben, dass Ausgabenkür-
zungen angesichts der Haushaltslage auf
jeden Fall oder tendenziell geboten sind.
... wünschen sich einen Abbau der

Subventionen ...

* Die befragten Firmen haben auch
klare Vorstellungen, wie die Bundesre-
gierung Ausgaben reduzieren kann: Eine
Mehrheit von 89 Prozent der Befragten
fordert, Subventionen zu kürzen - inwie-
weit die Firmen bereit wären, auf Sub-
ventionen zu verzichten, von denen sie
selbst profitieren, ist allerdings nicht
klar.
... und mehr private Vorsorge

* Mehr als zwei Drittel der Firmen for-
dern auch, Arbeitnehmer stärker privat

für ihr Alter vorsorgen zu lassen, um die
gesetzliche Sozialversicherung zu entla-
sten. Höhere Einkommen und Vermö-
gen würden die befragten Firmenlenker
aber ungern antasten: Nur ein Drittel
wäre dafür. Beiträge zur Sozialversiche-
rung und damit auch die Lohnnebenko-
sten zu erhöhen, lehnen die Firmen fast
durchgehend ab.
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Merkel und Westerwelle sind
offenbar das Traumpaar: „Das
Wahlergebnis entspricht genau
meinen Vorstellungen“, sagt Ale-
xander Schwörer, Chef des Gerüst-
herstellers Peri. „Ich freue mich,
dass die Wähler sich für diese Re-
gierung entschieden haben“, pflich-
tet ihm Stefan Weniger von der Sa-
nierungsberatung CMS bei. Die Er-
wartungen der Firmenlenker an die
neue Regierung sind groß. Einige
Forderungen tauchen in den Ge-
sprächen immer wieder auf: niedri-
gere Steuern und Lohnnebenkos-
ten, weniger Kündigungsschutz
und eine Reform der Erbschaft-
und Unternehmenssteuer. Aber die
Wunschliste ist so bunt wie der
deutsche Mittelstand: Neue Wert-
stofftonnen stehen beispielsweise
darauf oder Betriebskindergärten.
Hier Auszüge aus den Antworten
der Unternehmer:

Helmut Hilzinger,
Hilzinger Fenster & Türen
„Mir ist vor allem wichtig, dass bei
meinen Mitarbeitern mehr netto im
Portemonnaie ankommt. Dafür
muss dringend die kalte Progressi-
on abgeschafft werden. Außerdem
sollte die Steuerpolitik deutlich
vereinfacht werden: lieber einige
Steuern etwas erhöhen und dafür
an anderer Stelle Steuerarten kom-
plett abschaffen. Wichtig ist auch,
dass die lange angekündigte Entbü-
rokratisierung endlich umgesetzt
wird. Es gibt noch immer zu viele
schlichtweg unnötige bürokratische
Hürden, die kleinen Firmen im täg-
lichen Leben das Arbeiten schwer
machen.“ 

Dirk Martin, 
PCMS, Softwarehersteller
„Um den Unternehmen mehr Li-
quidität zu verschaffen, wäre es
wichtig, wenn die Firmen die Sozi-
alversicherungsbeiträge für ihre
Mitarbeiter nicht bereits am Ende
des Monats überweisen müssten, in
dem sie den Lohn ausgezahlt ha-
ben, sondern – wie es bis Ende 2005
üblich war – erst Mitte des darauf-
folgenden Monats. Allein in mei-
nem Unternehmen würde das zu-
sätzliche Liquidität in Höhe von
rund 150 000 Euro bringen. Um die
Eigenkapitaldecke der Firmen zu
stärken, sollte eine schwarz-gelbe
Bundesregierung Gewinne, die im
Unternehmen verbleiben, günsti-
ger besteuern. Das würde die Ei-
genkapitalquote stärken und damit
auch Investitionen fördern.“

Hans J. Naumann, Niles
Simmons, Maschinenbauer
„Ich erhoffe mir von der neuen Bun-
desregierung, dass sie Bürokratie
für die Unternehmen abbaut. Wir
müssen beispielsweise für jede Ma-
schine, die wir in Länder außerhalb
Europas exportieren, eine Geneh-
migungspflicht einholen. Wichtig
ist mir zudem, dass die Regierung
Firmen durch die Krise hilft. Hilfs-
maßnahmen wie die Exportkredit-
finanzierung sollten fortgesetzt und
ausgeweitet werden, solange die
Probleme andauern. Mir geht es
nicht um langfristige Eingriffe in
die Wirtschaft, nur darum, Unter-
nehmen Brücken zu bauen, damit
sie diese Zeit überstehen.“ 

Michael Popp, Bionorica, 
Medikamente
„ Ich würde mir wünschen, dass die
Mehrwertsteuer auf Medikamente
von 19 auf 7 Prozent gesenkt wird.
Der ermäßigte Satz gilt hierzulande
für Lebensmittel, Schnittblumen
und sogar für den „Playboy“, nicht
aber für lebensrettende Arzneien.
Das gibt es unter den 27 EU-Staa-
ten sonst nur in Dänemark. Als Un-
ternehmer wünsche ich mir zudem
eine Verbesserung der Forschungs-
förderung. Zwar gibt es mittlerwei-
le einige Fördertöpfe. Als mittel-
ständischer Naturarzneihersteller
kommen wir an diese Gelder aber
kaum ran. Das fließt bislang alles
an die Pharmariesen, die genug
Geld für Forschung und Entwick-
lung haben.“

Steffen Schnizer,
Cartondruck
„Höchste Priorität hat für mich,
dass das Steuerrecht vereinfacht
und die Steuerlast verringert wird.
Der Staat muss sich wieder auf sei-
ne Kernaufgaben konzentrieren,
Bürokratie muss abgebaut und In-
novation gefördert werden, zum
Beispiel indem Forschungsgelder
direkt an Unternehmen fließen. Im
globalen Wettbewerb brauchen wir
einen flexiblen Arbeitsmarkt, die
Ausweitung befristeter Beschäfti-
gung auf vier oder fünf Jahre wäre
sicher hilfreich. Und ich erwarte
von Schwarz-Gelb, dass sie freie
Märkte und die Globalisierung be-
fürworten und Deutschland nicht
abschotten.“

Axel Schweitzer, 
Alba, Entsorger

„Ich wünsche mir eine moderne
Recyclingpolitik. Dazu gehört, die
Sammlung und Rückgewinnung
von Wertstoffen aus dem Abfall
endlich als wichtigen Beitrag zur
Ressourcenschonung und zur Ver-
sorgung der Industrie zu begreifen
und fairen Wettbewerb zwischen
allen Marktteilnehmern zu schaf-
fen. Längst überfällig ist auch die
Einführung einer bundesweiten
Wertstofftonne, in die nicht nur
Verpackungsabfälle geworfen wer-
den können, sondern auch alle an-
deren Wertstoffe aus Kunststoff,
Metall und Holz. So ließe sich der
Anteil der Müllverbrennung deut-
lich reduzieren.“

Alexander Schwörer, 
Peri, Gerüsthersteller
„Am Wahltag war ich auf dem Ok-
toberfest. Als ich auf meinem
Blackberry das Ergebnis sah, habe
ich gleich noch eine Mass bestellt
und gefeiert. Ich habe jetzt hohe Er-
wartungen: Bei der Erbschaftsteuer

für Familienunternehmen muss es
eine Nachbesserung geben, der Per-
sonenkreis, der möglichst ohne
Steuerbelastung erben kann, muss
erweitert werden. Auch die Gewer-
besteuer und die Zinsschranke
müssen reformiert werden. Es fällt
uns schwer, in Deutschland Jobs zu
schaffen, wenn wir in anderen Län-
dern leichter agieren können. Die
Steuerpolitik ist dabei primär, die
Lohnnebenkosten auch.“

Daniel Terberger, 
Katag, Modedienstleister
„Gerade in der Krise haben die
kleinen und mittelgroßen Firmen
gezeigt, dass sie die Stütze der
Wirtschaft sind – nicht die Großun-
ternehmen, die reihenweise Entlas-
sungen vornehmen und Staatshilfe
brauchen. Ich erwartet daher von
der neuen Bundesregierung, dass
sie diesem Mittelstand hilft und ihn
entlastet. Dabei erwarte ich keine
Wunder. Große Sprünge lässt die
Kassenlage schließlich nicht zu.
Aber auch wenn an kleinen Stell-
schrauben gedreht wird, kann sich
etwas verändern, etwa in der Steu-

erpolitik, bei den Sozialabgaben
oder beim Bürokratieabbau.“

Tina Voß, Tina Voß
GmbH, Zeitarbeit
„Die soziale Marktwirtschaft muss
wieder gestärkt werden, auch im in-
ternationalen Wettbewerb. Das
heißt für mich, statt mit Subventio-
nen wettbewerbsschwache Bran-
chen zu stützen, sollte die Regie-
rung dieses Geld für Bildung und
Investitionen in Zukunftsbranchen
ausgeben. Dazu gehört auch, das
Insolvenzrecht flexibler zu machen
– damit der Staat nicht in Versu-
chung gerät, einzelne Firmen zu ret-
ten, die besser durch eine planmä-
ßige Insolvenz neu aufgestellt wer-
den könnten. Und wenn stärker in
Bildung investiert wird, könnten
betroffene Mitarbeiter auch für an-
dere Berufe qualifiziert werden.“

Daniel Wall, Wall AG,
Außenwerbung
„Ich erwarte von der zukünftigen
Regierung, dass sie mehr auf Frei-
heit statt auf Regulierungen setzt.
Um die Wirtschaft anzukurbeln,

müssen Unternehmer und Exis-
tenzgründer endlich vom lähmen-
den Vorschriftendickicht befreit
werden. Außerdem erwarte ich kla-
re Entscheidungen zu notwendigen
Sparmaßnahmen, um unsere Schul-
den zu reduzieren. Ich wünsche mir
eine politische Ausrichtung, die die
Themen Soziales, Wirtschaft, Öko-
logie und Freiheit optimal mitein-
ander kombiniert. Gleichzeitig
muss die Förderung von Leistung
mehr in den Mittelpunkt gerückt
werden. Das schafft mehr Wachs-
tum durch Motivation.“

Stefan Weniger, 
CMS, Sanierungsberatung
„Ich erwarte von der neuen Regie-
rung mehr Deregulierung. Natür-
lich maßvoll; dass Deregulierung
kein Heilsbringer ist, haben wir
auch in der Krise gesehen. Aber ich
kämpfe bei Sanierungsaufträgen
immer wieder mit dem fürchterlich
komplizierten Arbeitsrecht und
würde mir eine deutliche Vereinfa-
chung des Kündigungsschutzes
wünschen. Durch das Arbeitsrecht
werden die schwächsten Mitarbei-

ter so stark geschützt, dass Unter-
nehmen in Notlagen häufig ge-
zwungen sind, den jungen und qua-
lifizierten Mitarbeitern zu kündi-
gen. Das kann ein Unternehmen
endgültig in die Insolvenz stoßen. 

Karsten Wulf, 
buw, Callcenter-Betreiber
„Die Lohnnebenkosten sollten wei-
ter reduziert werden. Meine Firma
würde bei einer spürbaren Entlas-
tung bis zu 100 mehr Mitarbeiter in
den nächsten zwölf Monaten ein-
stellen, und alle Arbeitnehmer hät-
ten netto mehr in der Tasche. Wich-
tig wäre mir auch, dass die Regie-
rung den Aufbau und Betrieb von
Betriebskindergärten fördert.
Wenn der bisherige Formalitäten-
dschungel bei der Genehmigung ei-
nes solchen Kindergartens abge-
baut würde, könnten buw-Mütter
sechs bis zwölf Monate früher nach
der Entbindung in den Job zurück-
kehren und mehr Stunden pro Wo-
che arbeiten.“

Mitarbeit: Carsten Dierig, 
Nikolaus Doll, Hagen Seidel,

Danuta Szarek, Flora Wisdorff

Wunschliste für Schwarz-Gelb
Das Regierungsprogramm der Mittelständler: Was wünschen sich Unternehmer von der neuen Regierung,
womit kann die Koalition ihnen am effektivsten helfen? Hier die Antworten der zwölf Firmen, die
regelmäßig von der „Welt am Sonntag“ zur Entwicklung des Geschäftsklimas befragt werden
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Mittelstandsumfrage: Unternehmen verlangen Subventionsabbau
FIRMEN HOFFEN AUF WENIGER
STAATSAUSGABEN …
A Die Verschuldung der öffent-

lichen Haushalte soll im Verlauf

der Wirtschafts- und Finanzkrise

auf zwei Billionen Euro steigen.

Der überwiegende Teil der Firmen

erwartet, dass die neue Bundes-

regierung darauf mit Ausgaben-

kürzungen reagiert: 96 Prozent

der Befragten glauben, dass

Ausgabenkürzungen angesichts

der Haushaltslage auf jeden Fall

oder tendenziell geboten sind. 

… WÜNSCHEN SICH EINEN
ABBAU DER SUBVENTIONEN …
A Die befragten Firmen haben

auch klare Vorstellungen, wie die

Bundesregierung Ausgaben redu-

zieren kann: Eine Mehrheit von 89

Prozent der Befragten fordert,

Subventionen zu kürzen – inwie-

weit die Firmen bereit wären, auf

Subventionen zu verzichten, von

denen sie selbst profitieren, ist

allerdings nicht klar. 

… UND MEHR PRIVATE
VORSORGE
A Mehr als zwei Drittel der Fir-

men fordern auch, Arbeitnehmer

stärker privat für ihr Alter vor-

sorgen zu lassen, um die gesetzli-

che Sozialversicherung zu ent-

lasten. Höhere Einkommen und

Vermögen würden die befragten

Firmenlenker aber ungern an-

tasten: Nur ein Drittel wäre dafür.

Beiträge zur Sozialversicherung

und damit auch die Lohnneben-

kosten zu erhöhen, lehnen die

Firmen fast durchgehend ab. 

ihren Antworten auch die kon-

junkturelle Lage berücksichtigen.

Die Umfrage wurde zwischen

Anfang September und Anfang

Oktober durchgeführt, die Ergeb-

nisse der Bundestagswahl sind

daher nur teilweise eingeflossen.

UMFRAGE VON BDI, IKB 
UND ERNST & YOUNG
A Deutsche Mittelständler sind

wieder zuversichtlicher. Das

ergab auch eine Umfrage des

Instituts für Mittelstandsfor-

schung Bonn im Auftrag des

Bundesverbands der Deutschen

Industrie (BDI), der Mittelstands-

bank IKB und der Wirtschafts-

prüfungsgesellschaft Ernst &

Young. Befragt wurden die Ge-

schäftsführungen von 1012 mittel-

ständischen Unternehmen. Die

Grundstimmung ist demnach

zwar noch immer negativ. Seit

dem Frühjahr hat sich die La-

gebeurteilung jedoch erheblich

verbessert; außerdem erwarten

die Firmen für die kommenden

zwölf Monate eine weitere Auf-

hellung. Die Meinungsforscher

fragen zwar ab, wie die Unterneh-

men die wirtschaftspolitischen

Rahmenbedingungen beurteilen,

tatsächlich ist der Umfragewert

tendenziell aber ein Stimmungs-

indikator, weil viele Manager in

neutralsehr gut/gut schlecht/sehr schlecht
Kürzung von Subventionen

Stärkung privater Vorsorge

Stärkere Belastung höherer 
Einkommen sowie Vermögen

Verbreiterung der Bemessungs-
grundlage bei Einkommen- und 
Körperschaftsteuer

Erhöhung der Mehrwertsteuer

Erhöhung der Beiträge zur
Sozialversicherung (zur Kürzung
des Bundeszuschusses)

... nicht
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QUELLE: IFM BONN 2009, BDI 1/2009 PK 

Pünktlich zum 60. Jahrestag An-
fang Oktober lag der Rote Drache
wieder auf Kurs. Nachdem die chi-
nesische Wirtschaft durch die Fi-
nanzkrise arg in Mitleidenschaft
gezogen war, konnte sie ab Früh-
jahr dieses Jahres schon wieder
glänzende Wachstumsraten vor-
weisen. Der Westen hofft nun, dass
China und in seinem Sog Asien in
die Lücke springen, die der zum
Sparen gezwungene amerikanische
Verbraucher der Welt hinterlassen
hat. Doch diese Hoffnungen könn-
ten sich – zumindest kurzfristig – als
Trugschluss herausstellen: „Bis es
so weit ist, ist noch viel zu tun. Das
alte Asien kann nicht der Wachs-
tumsmotor der Welt sein“, schreibt
Stephen Roach in seinem neuen
Buch „The next Asia“.

Der Autor: Roach war früher Chef-
ökonom von Goldman Sachs und ist
heute der Chef der Investmentbank
in Asien. Roach gilt als ausgewiese-
ner China-Experte. 

Der Inhalt: Seit Ausbruch der Krise
projizieren viele ihre Wachstums-
hoffnungen auf Asien. Das sei zwar
verständlich, schreibt Roach, aber
eine Verlagerung des Weltwirt-
schaftszentrums von Amerika nach
Asien habe noch nicht begonnen.
Dafür hingen die großen Schwel-
lenländer dort viel zu sehr vom Ex-
port ab, wie gerade erst die jüngste
Krise bewiesen habe. So sei ihr Ex-
portanteil in den vergangenen zehn
Jahren von 35 auf 45 Prozent ge-
wachsen. „Die Länder im Osten
müssen den Weckruf hören und ih-
re Volkswirtschaften stärker auf
Konsum umstellen“, lautet Roachs
Kernforderung. So stellt sich der
Ökonom das neue Asien vor.

Eine Schlüsselrolle kommt dabei
China zu, in dem 40 Prozent der
asiatischen Konsumenten leben.
Der dort von den Konjunkturpake-
ten beflügelte Aufschwung stehe
auf wackligen Füßen, so Roach.
Denn wie in den Krisen zuvor setze
die chinesische Regierung auf An-
reize für Exporteure. Das könnte
vergebens sein, denn die Nachfrage
nach chinesischen Gütern bleibe
aber die nächsten beiden Jahre
schwach. Gerade China müsse des-
halb umsteuern und ein soziales Si-
cherungsnetz aufbauen, um den
Konsum zu stärken. Insgesamt 1,8
Milliarden Asiaten lebten derzeit
von weniger als zwei Dollar am
Tag, ihnen hat Roach sein Buch ge-
widmet. „Asien war lange Zeit die
spannendste Wachstumsstory.
Wenn künftig alle 3,5 Milliarden
Asiaten bei dieser Story mitwirken,
erreicht sie eine ganz andere Di-
mension.“ Roach ist überzeugt: Auf
lange Sicht sind dank der wachsen-
den Bevölkerung die Zukunftsaus-
sichten Asiens glänzend.

So gut ist das Buch: Roachs neues
Werk besteht aus einer Sammlung
von Aufsätzen, die er in den vergan-
genen drei Jahren geschrieben hat.
Der Schwerpunkt liegt dabei auf
der Betrachtung der Stärken und
Schwächen Chinas und seinen Be-
ziehungen zu den USA. So schreibt
er über einen möglichen Handels-
krieg zwischen den beiden Mäch-
ten, streift daneben auch viele wei-
tere Themen, die die Finanzkrise in
den Fokus gerückt hat: Ein Kapitel
widmet sich Wachstumschancen
Japans und Deutschlands. Das
Überraschende ist, dass seine älte-
ren Aufsätze keineswegs überholt
wirken. Roach besticht durch eine
klare Analyse und verfügt über
spannende Insiderkenntnisse; er
berichtet etwa, dass er in Davos ne-
ben dem chinesischen Premier saß
und der über die Unausgewogen-
heit seiner Volkswirtschaft sprach. 

Umstritten dürften einige Punkte
der Analyse sein: Etwa, dass westli-
che Staaten das Riesenreich China
so behandeln sollten wie jeden an-
deren Industriestaat, oder sein Ar-
gument, dass eine zu schnelle Wäh-
rungsaufwertung Chinas Wirt-
schaft entscheidend schwächen
könnte. Das dürften gerade Ent-
wicklungsländer, die in direkter
Konkurrenz zu China stehen und
denen China Marktanteile abjagt,
ganz anders sehen. Martin Greive

Wenn Asien
erst anfängt zu
konsumieren
Stephen Roach fordert

neue Wirtschaftspolitik

Stephen Roach: The

Next Asia, Verlag

Wiley & Sons, 432

Seiten, 39,95 Dollar
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Der Mittelstand blickt wieder mit Zuversicht in die Zukunft

Mehrheit erwartet Subventionskürzungen

Frankfurt/Main - Die Zuversicht im
deutschen Mittelstand wächst wieder.
Eine Befragung unter den Geschäftsfüh-
rern von rund 1000 mittelständischen
Unternehmen ergab nach einem Bericht
der "Welt am Sonntag", dass sich die
Stimmung seit Frühjahr stark verbessert
hat. Auch für die kommenden zwölf
Monate seien die Firmenlenker wieder
optimistischer gestimmt.
Mehr als 96 Prozent der im Auftrag des
Bundesverbandes der Deutschen

Industrie (BDI), der Mittelstandsbank
IKB und des Beraters Ernst & Young
befragten Unternehmen glauben, dass
Ausgabenkürzungen nötig sind, um die
Staatsverschuldung zu senken. Sie
erwarten, dass der Staat künftig Subven-
tionen kürzt und die private Vorsorge
stärkt, um die gesetzliche Sozialversi-
cherung zu entlasten.
Rund 86 Prozent der Unternehmen fin-

den der Umfrage zufolge, dass Subven-
tionskürzungen die richtige Maßnahme
sind, um die öffentlichen Haushalte ins
Lot zu bringen. Mehr als zwei Drittel
der Unternehmen fordere auch, künftig
Arbeitnehmer stärker privat für ihr Alter
vorsorgen zu lassen. Höhere Einkom-
men und Vermögen würden die befrag-
ten Firmenlenker allerdings äußerst
ungern antasten: Nur ein Drittel wäre
dem Bericht zufolge dafür. Beiträge zur
Sozialversicherung und damit auch die
Lohnnebenkosten zu erhöhen, lehnten
die Firmen fast durchgehend ab, ledig-
lich 5,5 Prozent hielten diese Maß-
nahme für geeignet.
Unterdessen forderten Wirtschaftsver-
treter die neue schwarz-gelbe Bundesre-
gierung auf, alle Weichen für eine mög-
lichst rasche Überwindung der Krise zu
stellen. Die Stabilisierung des Finanz-
sektors müsse oberste Priorität haben,

sagte der Präsident des Arbeitgeberver-
bandes Gesamtmetall, Martin Kanne-
giesser. Es müsse sichergestellt werden,
"dass hier nicht erneut ein Einbruch pas-
siert, der uns wieder in der Realwirt-
schaft den Teppich unter den Füßen
wegziehen würde." Steuersenkungen
hält Kannegiesser in der gegenwärtig
schwierigen wirtschaftlichen Situation
für zweitrangig.
Auch der Chef des Münchener Ifo-Wirt-
schaftsforschungsinstituts, Hans-Wer-
ner Sinn, hält die Bankenkrise noch
nicht für ausgestanden. Er rechnet mit
einer weiteren Verschärfung der Kredit-
klemme infolge der Eigenkapitalverlu-
ste der Banken. Diese könne gerade in
Deutschland den Aufschwung abwür-
gen, warnte Sinn. DW
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Mittelstandist wieder zuversichtlicher
Frankfurt/Main - Die Zuversicht im
deutschen Mittelstand wächst wieder.
Eine Befragung unter den Geschäftsfüh-
rern von rund 1000 mittelständischen
Unternehmen ergab nach einem Bericht
der "Welt am Sonntag", dass sich die
Stimmung seit Frühjahr stark verbessert
hat. Auch für die kommenden zwölf
Monate seien die Firmenlenker wieder
optimistischer gestimmt.
Mehr als 96 Prozent der im Auftrag des

Bundesverbandes der Deutschen

Industrie (BDI), der Mittelstandsbank
IKB und der Beraterfirma Ernst &
Young befragten Unternehmen glauben,
dass Ausgabenkürzungen nötig sind, um
die Staatsverschuldung zu senken. Sie
erwarten, dass der Staat Subventionen
kürzt und die private Vorsorge stärkt,
um die gesetzliche Sozialversicherung
zu entlasten.
Rund 86 Prozent der Unternehmen fin-

den, dass Subventionskürzungen die
richtige Maßnahme sind, um öffentliche
Haushalte ins Lot zu bringen. Mehr als
zwei Drittel der Firmen fordere auch,
künftig Arbeitnehmer stärker privat für
ihr Alter vorsorgen zu lassen. Höhere
Einkommen und Vermögen würden die
befragten Firmenlenker allerdings
ungern antasten.
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Mittelstand für Zukunft optimistischer ++ Deutsche stocken ihre

Vorräte beim Heizöl auf ++ Verstaatlichte Banken sollen Firmen

stützen ++ Daimler will Leihautos weltweit anbieten ++ Pfandbrief-

Kurse

Mittelstand für Zukunft optimisti-

scher

Frankfurt - Die Zuversicht im Mittel-
stand wächst. Die Stimmung in den
Geschäftsführungen habe sich seit dem
Frühjahr verbessert. Auch für die näch-
sten zwölf Monate seien die Firmenlen-
ker optimistisch, geht aus eine Befra-
gung bei 1000 Unternehmen hervor. Das
berichtet die "Welt am Sonntag". Auf-
traggeber für die Umfrage waren der
Bundesverband der Deutschen Indu-

strie, die Mittelstandsbank IKB und die
Beratungsfirma Ernst & Young. (AP)
Deutsche stocken ihre Vorräte beim

Heizöl auf

Hamburg - Zu Beginn der Heizperiode
haben sich die Haushalte in Deutsch-
land mit Heizöl eingedeckt. "Die Tanks
sind zu 68 Prozent gefüllt", sagte Jörg
Debus, der Leiter des Heizölgeschäfts
bei Shell Deutschland. "Damit liegt die
Bevorratung im Vergleich der vergange-
nen zehn Jahre weit über dem Durch-
schnitt." Der Shell-Manager führte die
hohen Vorräte auf die seit dem Herbst

sinkenden Preise zurück. (dpa)
Verstaatlichte Banken sollen Firmen

stützen

London - Die britische Regierung will
zwei größtenteils verstaatlichte Banken
zur Kreditvergabe zwingen. Die Royal
Bank of Scotland (RBS) und die Lloyds
Banking Group sollen 27 Milliarden
Pfund (derzeit 29 Milliarden Euro) für
kleine und mittelständische Unterneh-
men bereitstellen, berichtet die Zeitung
"The Times". Laut Finanzministerium
haben die Bankengruppen bisher nicht
die zugesagten Volumen vergeben,
obwohl es eine ausreichende Nachfrage
gebe. Unterdessen fordern Tausende pri-
vater Anleger der RBS neun Milliarden
Pfund Entschädigung vom ehemaligen
Vorstand. Sie begründen ihre Klage
damit, dass der damalige Vorstandschef
Fred Goodwin und seine Kollegen die
Anleger über die Finanzlage getäuscht
hätten, als sie im April 2008 in die Bank
investierten. (dpa)
Daimler will Leihautos weltweit

anbieten

Frankfurt - Daimler will sein Carsha-
ring-Geschäft ausbauen. Das Pilotpro-
jekt Car2Go (Autos zum Mitnehmen) in
Ulm sei erfolgreich angelaufen, sagte
Vorstandschef Dieter Zetsche der
"Frankfurter Allgemeinen Sonntagszei-
tung". "Mitte 2010 ist das Konzept
international marktfähig. Dann könnten
wir es auf weitere Städte ausdehnen."
Daimler hat in Ulm 200 Smart-Zweisit-
zer verteilt. Sie können spontan gemie-
tet werden, bezahlt wird nach der Fahr-
zeit. Im November startet der Konzern
mit dem Projekt in Austin (Texas). Paris
soll 2010 folgen. (dpa)
Pfandbrief-Kurse

An der Hanseatischen Wertpapierbörse
in Hamburg notierten Pfandbriefe im
Durchschnitt wie folgt: 1,50 %, Lauf-
zeit zwei Jahre: 99,65 %; 2,75 %, Lauf-
zeit fünf Jahre: 99,70 %; 3,75 %, Lauf-
zeit zehn Jahre: 100,65 %; 4,00 %,
Laufzeit 15 Jahre: 99,50 %.
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